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zen sich Angestellte zu verschaffen, welche ihm die Wünsche,

nach denen er seine Geschäftsmethoden gerichtet haben mochte,

an den Augen ablesen.

Diese den Arbeiter direkt betreffenden Restimmungen des Ge-

setzes tun eindeutig dar, dass die Werktätigen an den geplanten
Reformen weitgehend interessiert sind. Es gibt aber auch noch,

wie wTr zum /eil bereits gesehen haben, andere ^ •%"">""
Gründe. Ueber sie sagt Dr. V. Gawronsky in seinem Leitfaden für

Referenten u. a.: ___•__. j
«Zum andern aber müssen die Arbeiter und AngesteUtenJas

Zustandekommen des Wettbewerbsgesetzes «"^VeS
sen weil es, gesetzespolitisch betrachtet, den Weg zur Verwirk-
Thungdes Bundesgesetzes über die Arbeit im Handel und^«£
Gewerben freilegen wird, jenes Postulates auf dessen Erfüllung
drLbeimehnJr begreiflicher- nnd berechtigterweise besonders

viel Wert legen. Dass es sich hierbei keineswegs bloss um leere

Behauptungen und Hoffnungen handelt, geht A™™*™£>/™
anlässlich der Reratung des Wettbewerbsgesetzes im März 1943 der

Ständerat eine Motion Klöti (die von der Kommission zu der

ihrigen gemacht und vom Rundesrat entgegengenommen worden

wa") angenommen hat, in der der Rundesrat eingeladen wird[den
eidgenössischen Räten beförderlich einen Gesetzesentwurf über die

Arbeit im Handel und in den Gewerben vorzulegen.

Wird das Wettbewerbsgesetz vom Volke angenommen, so ist

kaum ein Zweifel daran möglich, dass der Bundesrat demnachs

zur Verwirklichung dieses dritten Programmpunktes der Gewerbe

gesetzgebung schreiten wird.

ScheiteH aber das Wettbewerbsgesetz, der zweite

Programmpunkt, in der Volksabstimmung, so muss befurchtet
ZTden, dass damit wohl für lange Zeit gesetzgeberisch,-Mass-

nahmen, die auf dem Gewerbeartikel 34 ter der Bundesverfassung

beruhen, unmöglich werden und damit auch die ge-

werblichen Arbeiterschutzbestimmungen weiterhin der

kantonalen Regelung überlassen bleiben.»

Uebereinkommen
zwischen

dem Schweiz. Gewerkschaftsbund und der

Vereinigung Schweiz. Angestelltenverbände.

I.
1. Der Schweiz. Gewerkschaftsbund (SGB.),.als massgebliche^^Organisation

der schweizerischen Arbeiterschaft und die Vereinigung

Schweiz. Angestelltenverbände (VSA.), als Spitzenverband
8 8
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fuen beWe T? _? ..^a!ang«enschaft, Whliessen, in
sTwi. 7l • ,e^fnden FraSen «er eidgenössischen Wirt-schafts- und Sozialpolitik gegenseitig Fühluni zu nehmen

2. Unbeschadet der verschiedenen Einstellung zum heutigen Wirt-sTchÄr T,eIU ^ Not™di^ dass die Arbeitnehmer
sich m allen wichtigen Fragen der Wirtschafte- und Sozialgesetz-

sam vor den Behörden des Bundes und der Kantone vertreten
SfordS"88111-. IntT88fnVe?retUnS i8t ^besondere deshaTb
erforderlich, weil auch der Zentralverband Schweiz. Arbeit-ter • eD'rder SfWeVz- Handels- und J*Äund der Schweiz. Gewerbeverband eine Arbeitseemeinschaftvereinbart haben und ihren Postulaten durch g!m!~Ebgaben be, den Behörden grösseres Gewicht verleihen

II.
3. Die beiden Vereinigungen (SGB. und VSA.) sind deshalb über-TehefZ^^f V°n/a11 ZU Fal1 «« gemeinsames Vor-gehen zu verstandigen. Ausserdem sollen jährlich zwei Zusam-menkunfte von Delegationen beider Vereinigungen TtattfindemItr f6 tChtige? wirtschafts-, soziaVHtichen und ^gan.satonschen Fragen besprochen werden. Die Traktandenlistedieser Besprechungen wird jeweils vor den Sitzungen gemSn!

sam aufgestellt. Diese letztern finden in der Regel Z MhtoE
püi7„^rbOVT "paCh :?lheii^ Verständfgnng übÄ!
sta?vo7L ,• £ Be8«hlÜS8e der gemeinsamen Konferenz
rä"5il^en ZU8tandlSen 0rga"™ der beiden Vereinigungen zu

4' ?inStIer-tl,ndigr,^g,VOn FaU ZU Fal1 bezieh» sieh sowohl auf
taktiX Vor^be .ah ftmein8am« EinSaben ™ a"eh auf dataktische Vorgehen bei Aktionen. Es ist dabei jeder Vereiniauns
S"886"' d'C Initiative ™r gemeinsamen ßisprechung zfer-
greifen; die Gegenpartei ist gehalten, innert nützlicher Frist Tn
die gewünschten Besprechungen einzutreten.

5. Das Uebereinkommen erstreckt sich insbesondere auf-S^r Z" Wirtfhaft8" nnd sozialpolitischen Fragen,welche die Interessen der Arbeiter und der Angestellten *e
memsam berühren; 8 °e

b) Austausch aller Publikationen, Berichte und Eingaben, dievon den Sp.tzenorganisationen offiziell herausgegeben wer!

C)
lStSäLde.rmati°n Über Wlchtige AktW" der beide°

6' i^T^T? VerPf1K«hten 8ieh, in wichtigen Fragen, diein den Bereich dieses Uebereinkommens einbelogen sind, erst



star_____StB__EMJ»ÄSS,J
öffentliche Befehdung.

III.

nicht berührt.

* __£_ä=siääis==£?e
Verband! des SGB. und der VSA. auszusehalten.

9. SoUten über die Abgrenzung IW^JJjJ^
bände, eine V ersianaigung ^ betreffenden Ver-
Einigung nicht erzielt wird, so haben die b<^f™?™nfeinen dokumentierten Berichtar> die unterZrffer U er

Ärting von""Vertretern der betreffenden Verbände, einen

Vermittlungsvorschlag unterbreitet.

IV.

10. Jede Organisation ^lt i^^^2S^SÄnr d^Kosrnverteilung besonderer

Verständigung vorbehalten.
*

nw. Uebereinkommen ersetzt dasjenige vom 8./10 März 1928

A ?Z „Ych Genehmigung durch die zuständigen Organe der

Etr&££4SS£.,V. Kraft. Es kann beidseitig mit drei-

monatiger Kündigung gelöst werden.

Bern und Zürich, den 13. Juni 1944.

Hamens des Bundeskomitees Namensj-J—J-J^
Ge^LchaXndes Angestelltfnverbände:

Präsidium: R. Bratschi. Präsidium: B.Afarty

Sekretariat: Ch. Schürch. Sekretariat: M. Gremer.
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